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Entwurf einer Empfehlung des Rates betreffend die Strukturen der 
Elektrizitätstarife in der Gemeinschaft 

»EG-Dok. Nr. 8521/80« 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Stellungnahme der Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In seiner Entschließung vom 13. Februar 1975’) hat 
der Rat darauf hingewiesen, daß es notwendig ist. die 
Möglichkeit zu schatten, daß die Kosten der Bereitstel- 
lung von Energie und der Amortisierung der erforderli- 
chen Investitionen schrittweise soweit wie möglich 
über die Preise gedeckt werden. 

Angemessene Energiepreise sind ein grundlegendes 
Element der Wirtschafts- und Energiepolitik. 

Rationelle Tarifstrukturen ermöglichen dem Ver- 
braucher eine bessere Nutzung der Energiequellen. 

Die Bereitstellung von elektrischer Energie ist, unab- 
hängig vom Rechtsstatus der Unternehmen, eine 
Dienstleistung im öffentlichen Interesse, und es müßte 
daher bei vergleichbaren Versorgungsbedingungen 
eine möglichst weitgehende Gleichbehandlung der 
Verbraucher angestrebt werden. 

Eine auf gemeinsamen Grundsätzen aufgebaute 
Tarifstruktur führt zu homogeneren Versorgungsbe- 


’) ABI. EG Nr. C 153 vom 9. Juli 1975, S. 6 


dingungen und ist ein erster Schritt in Richtung auf ko- 
härente Elektrizitätspreise in der Gemeinschaft. 

Die Elektrizitätswirtschaft muß ihre Kosten aut der 
Grundlage objektiver Zurechnungen auf die verschie- 
denen Verbrauchergruppen decken. 

Die Tarifgestaltung sollte nicht zu einer Umvertei- 
lung der Ressourcen auf die verschiedenen Elektrizi- 
tätsverbrauchergruppen benutzt werden. 

Tarifstrukturen, die einer rationellen Verwendung 
von Elektrizität entgegenwirken, sind zu vermeiden. 

Die Grundsätze, auf der die Tarifstrukturen für Elek- 
trizität aufbauen, sind in der Gemeinschaft nicht ein- 
heitlich, obwohl einige Strukturen bereits eine ge- 
meinsame Orientierung widerspiegeln; es müssen da- 
her weitere Anstrengungen gemacht werden, um eine 
Vereinfachung und Vereinheitlichung zu erreichen. 

EMPFIEHLT DEN MITGLIEDSTAATEN — 

Gegebenenfalls alle notwendigen Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften zu erlassen, um sicherzustellen, daß 
die Tarifstrukturen für elektrische Energie sich auf fol- 
gende gemeinsame Grundsätze stützt: 

1. Die Tarifstrukturen müssen so gestaltet werden, 
daß sie die Anwendung einer sinnvollen Preispoli- 
tik für elektrische Energie ermöglichen und die 
Kosten, die für die Versorgung der verschiedenen 
Verbrauchergruppen entstehen, widerspiegeln; die 
Tarifstrukturen sollen auf eine rationelle Energie- 
verwendung ausgerichtet sein und keine Anreize 


Gemäß Artikel 2 Sot7 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes 
vom 1 8. Juli 1980-14-68070-E-En 47/80. 

Dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 3. Juli 1 980 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Entwurf ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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zu einem ungerechtfertigten Mehrverbrauch bie- 
ten; sie sollen so klar und einfach wie möglich sein. 

2. Das Zweiglied-Tarifsystem, das unter den nuigli- 
chen Tariflösungen die Kostenstruktur für die Elek- 
trizitätsversorgung am besten berücksichtigt, soll 
allgemein eingeführt werden, 

3. Verbrauchsfördernde Tarife, die einen unnötigen 
Verbrauch fördern und bei denen die Preise mit zu- 
nehmendem Verbrauch künstlich gesenkt werden, 
sollen beseitigt werden. 

4. Tarife, die sich nach der Art der Verwendung der 
elektrischen Energie richten, sollen abgeschafft 
werden. 

5. Bei der Tarifgestaltung müssen Mehrfachtarife mit 
verschiedenen Preisniveaus vorgesehen werden, 
die darauf abzielen, die Elektrizitätsnachfrage auf 
die Grundlastzeiten zu verlagern. Ferner sind Ver- 
träge mit einer möglichen Unterbrechung der Liefe- 
rungen vorzusehen. 


6. Die Tarife sollen nicht künstlich niedrig gehalten 
wc'rden, wie etwa aus sozialen Gründen oder zur 
Bekämpfung der Inflation, ln solchen Fällen sollen 
gegebenenfalls spezifische Maßnahmen ergriffen 
werden. 

7. Die Tarifstrukturen sollen sicherstellen, daß die 
Preise in regelmäßigen Abständen an die Kosten 
angeqlichen werden können. 

Die Untersuchungen über die spezifischen Merkmale 
der Elektrizitätsnachfrage in den verschiedenen Ver- 
brauchergruppen und deren langfristige Entwicklung 
im Hinblick auf die künftige Verbesserung der Tarif- 
strukturen in enger Zusammenarbeit auf Gemein- 
schaftsebene fortzusetzen und auszuweiten. 

Bei den Elektrizitätspreisen für größtmögliche Trans- 
parenz zu sorgen und die Preise für die Elektrizitätsver- 
braucher soweit wie möglich zu veröffentlichen. 
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Begründung 

I. Einleitung 

1. Der Rät hät in seiner Entschließung vom 13. Febru- 
ar 1975 die Notwendigkeit unterstrichen, ,,daß die Ko- 
sten der Bereitstellung von Energie und der Amortisie- 
rung der erforderlichen Investitionen schrittweise so- 
wie möglichst weitgehend über die Preise gedeckt 
werden" Y Weiterhin hat der Rat wiederholt die Not- 
wendigkeit der Energieeinsparung im Rahmen einer 
optimalen Nutzung der Energieressourcen unterstri- 
chen. 

2. Die Verwirklichung dieser Ziele auf dem Elektrizi- 
tätssektor kann durch eine angemessene und vernünf- 
tige Elektrizitätstarifgestaltung nach auf Gemein- 
schaftsebene gleichen Grundsätzen gefördert werden. 

3. Die Kommission verfolgt aufmerksam die Entwick- 
lung der Preise und Preisstrukturen im Energiesektor. 
Im Jahre 1979 hat die Kommission zusammen mit den 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen die Struktur der 
Elektrizitätstarife in der Gemeinschaft und die Mög- 
lichkeiten ihrer Angleichung untersucht. Es liegt nun- 
mehr beim Rat, die Lage in der Gemeinschaft im Be- 
reich der Strukturen der Elektrizitätstarife zu prüfen 
und eine gemeinsame Politik festzulegen. 

II. Grundsätze 

4. Die Tarifstrukturen sollten den Verbrauchern Ver- 
sorgungsbedingungen garantieren, die auf der Kosten- 
deckung basieren und eine ausgeglichene Bilanz der 
Unternehmen gewährleisten. Die Tarife sollten die Ko- 
sten für Erzeugung, Transport und Verteilung für die 
einzelnen Verbrauchergruppen widerspiegeln. Eine 
künstliche Senkung der Tarife für bestimmte Sektoren 
und eine höhere Belastung anderer bringen die Gefälrr 
von Verzerrungen in der Nachfragestruktur mit sich. So 
sollte die Kostendeckung für jeden Verbrauchssektor 
getrennt erreicht werden. Die Tarife sollten im Hin- 
blick auf den Absatz, die Öffentlichkeitsarbeit und das 
Management so transparent und einfach wie möglich 
sein. 

5. Die Tarifstrukturen sollten auch im Hinblick auf ei- 
ne rationelle Energienutzung gestaltet werden. Insbe- 
sondere sollte alles vermieden werden, was eine Ener- 
gieverschwendung fördert. Eine klare und kohärente 
Tarifpolitik bei den verschiedenen Energieträgern er- 
möglicht es dem Verbraucher, die richtige Wahl zu tref- 
fen, und führt zur optimalen Nutzung der Ressourcen. 

III. Fünf Leitlinien 

6. Nach Ansicht der Kommission sollte eine vernünf- 
tige Tarifstruktur für den Elektrizitätssektor auf diesen 
Grundsätzen basieren, von denen sich die folgenden 
fünf Leitlinienvorschläge ableiten lassen; 

a) Allgemeine Einführung von Zweiglied-Torifen 

Zweigliedrige Tarife umfassen eine in regelmäßigen 
Abständen erhobene verbrauchsunabhängige Grund- 
gebühr^) sowie einen, den effektiv verbrauchten Kilo- 
wattstunden entsprechenden Arbeitspreis. 

ABI. EC; Nr. C 153/6 vom 9. Juli 1975 
■) Die Grundgebühr entspricht der Spitzennachfrage (Kilo- 
watt) und demgemäß den Investitionen, die das Versor- 
gungsunternehmen tätigen muß. 


Da Elektrizität in großen Mengen nicht gespeichert 
werden kann, muß sie zeitgleich mit der Nachfrage er- 
zeugt werden. Die Anlagen für Erzeugung, Transport 
und Verteilung der elektrischen Energie müssen daher 
so ausgelegt sein, daß sie der an bestimmten Zeitpunk- 
ten zu erwartenden Spitzenlast gerecht werden. Die 
hierfür erforderlichen hohen Investitionen werden un- 
abhängig von der Dauer der tatsächlichen Inanspruch- 
nahme dieser Anlagen getätigt. Die hieraus verursach- 
ten Festkosten (Kapital, Personal und Material) ent- 
sprechen je nach Einzelfall 50 bis 80 v.H. der Gesamt- 
kosten. Die Kosten für eine Steigerung des Verbrauchs 
machen im Rahmen der vorhandenen Anlagen nur ei- 
nen kleinen Teil der Gesamtkosten aus (im wesentli- 
chen Brennstoffkosten). Die durchschnittlichen Kosten 
je Kilowattstunde werden daher um so niedriger, je 
mehr Kilowattstunden eine gegebene Anlage liefert. 
Die Kostenstruktur ist daher die logische Basis für 
Zweiglied-Tarife. Werden die Tarife so gestaltet, daß 
sich die Preise nach den Kosten richten, so sinkt der 
Preis pro Kilowattstunde mit zunehmendem Ver- 
brauch. Bei der Aufteilung der Festkosten auf die ver- 
schiedenen Verbrauchergruppen muß man den Anteil 
jeder Gruppe an der Spitzenlast berücksichtigen. Die- 
ser Grundsatz ist besonders für eine angemessene Zu- 
rechnung der Festkosten für geringen Verbrauch zu be- 
achten (z. B. beim Haushalts verbrauch). 

Zwar wenden sich die meisten EVU in der Gemein- 
schaft Zweiglied-Tarifen zu, doch sollte diese Tendenz 
nach Ansicht der Kommission beschleunigt werden. 
Dadurch sollten Diskrepanzen im Verhältnis zu ande- 
ren Tarifen vermieden werden, bei denen der Strom- 
preis mit zunehmendem Verbrauch zu schnell redu- 
ziert wird (s. Abschnitt b). 

b) Abschaffung der verbrauchsfördernden 
Blocktarife^) 

Diese Tarife, bei denen der Verbrauch eines bestimm- 
ten Zeitraums in aufeinanderfolgende Blöcke von be- 
stimmter Größe aufgeteilt wird, denen verschiedene, 
im allgemeinen degressive Preise zugeordnet sind, 
können so beschaffen sein, daß sie die Degressivität der 
Kosten künstlich betonen und damit einem überflüssi- 
gen Verbrauch Vorschub leisten können. Dieser Tarif- 
typ mag in der Vergangenheit gerechtfertigt gewesen 
sein, doch ist er heutzutage, wo der Energieeinsparung 
ein hoher Stellenwert eingräumt wird, nicht mehr län- 
ger tragbar. Verbrauchsfördernde Tarife sollten daher 
abgebaut werden. 

c) Abschaffung von Tarifen, die von der Art des Strom- 
verbrauchs ausgehen 

Die Kosten der Elektrizität sind unabhängig davon, 
welcher Gebrauch von ihr gemacht wird. Sie hängen 
lediglich von Mengen und Zeitpunkt (d. h. Grundlast 
oder Spitzenlast) des Verbrauchs ab. 

Bestimmte Tarifstrukturen berücksichtigen jedoch im- 
mer noch die spezifische Verwendung der Elektrizität 
für besondere Zwecke wie Beleuchtung, Kochen, Be- 
trieb von Maschinen und Heizung, Die Anwendung 
derartiger Tarife führt bei den Kunden, die sich der 

') Blocktaril: Preisgefüge, bei dem die Arbeitsmenge inner- 
halb einer bestimmten Zeitspanne in aufeinanderfolgende 
Bereiche (Zonen) bestimmter Größe eingeteilt wird, für die 
verschiedene Arbeitspreise gelten. 
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elektrischen Energie in immer größerer Zahl für die 
verschiedensten Zwecke bedienen, zum Einbau sepa- 
rater Leitungsnetze mit getrennten Zählern (und ge- 
trennter Rechnungsstellung) in ein und demselben Ge- 
bäude, was notwendigerweise zusätzliche Kosten ver- 
ursacht. Diese Lösung ist zu vermeiden. 

d) Mehrfachtarife mit differenzierten Preisen 

Der Zuwachs des Elektrizitätsverbrauchs zu Spitzen- 
lastzeiten erfordert Investitionen für zusätzliche Anla- 
gen. Dagegen kann ein Verbraucher, der Elektrizität 
während der Grundlastzeiten entnimmt, mit den beste- 
henden Anlagen versorgt werden. Es wäre daher wün- 
schenswert, die Elektrizitätsnachfrage in den Spitzen- 
lastzeiten zu bremsen und sie auf die Grundlastzeiten 
zu verlagern. Dies kann erreicht werden durch Mehr- 
fachtarife, die für die verschiedenen Lastbedingungen 
wie Spitzenlast und Grundlast, Winter und Sommer 
und, vor allem in den Haushalten, Tag und Nacht, un- 
terschiedliche Tarifierungen vorsehen. 

Diese Art der Tarifgestaltung, die bereits in einigen 
Ländern praktiziert wird, wäre auszubauen, vor allem 
bei Lieferungen an industrielle Großabnehmer. Die da- 
von zu erwartenden Auswirkungen auf das Investi- 
tionsverhalten sind besonders wichtig bei unterbrech- 
baren Lieferungen an Industrie und Gewerbe. 

e) Ausschaltung externer Faktoren bei der Tarifge- 
staltung 

Da die Elektrizitästversorgung eine öffentliche Dienst- 
leistung ist, werden die Versorgungsbetriebe gele- 
gentlich unter Druck gesetzt, für bestimmte Abnehmer- 
gruppen nicht kostendeckende Tarife anzubieten. 
Falls das geschieht, und sei es auch aus durchaus ver- 
ständlichen, sozialpolitischen Gründen oder zur Infla- 
tionsbekämpfung, werden Elektrizitäts- und Energie- 
nachfrage insgesamt verzerrt. Von anderen Verbrau- 
chern werden dann möglicherweise höhere Tarife ge- 
fordert. Es sollte sichergestellt werden, daß kostenech- 
te Tarife angewandt werden und daß, falls aus sozialen 
Gründen für die schwächeren Einkommensklassen 
Subventionen gewährt werden sollen, dieses im Rah- 
men von spezifischen Maßnahmen der Regierungen 
geschieht. 

7. Die auf den oben umrissenen fünf Gebieten darge- 
legten Leitlinien könnten eine gemeinsame Basis für 
die Tarifstrukturen in den Gemeinschaftsländern dar- 
stellen. Die bestehenden Unterschiede bei den spezifi- 
schen Verbrauchergruppen und bei den bestehenden 
Strukturen der Kraftwerkskapazitäten in den einzelnen 
Mitgliedstaaten können bei der Anwendung der Leitli- 
nien berücksichtigt werden. Darüber hinaus wäre es 
wünschenswert, daß in den Zeiten, in denen die Kosten 
rasch steigen, die Preise häufig angepaßt werden, um 
zu große Erhöhungen und die damit verbundenen Pro- 
bleme zu vermeiden. Diese Möglichkeit muß durch die 
Tarifstruktur geboten werden. 


IV. Eine Tarifpolitik der Gemeinschaft 

8. Angemessene und rationelle Tarif Strukturen sind 
ein wichtiger Faktor für die stetige Entwicklung der 
Energiepolitik der Gemeinschaft. 

Die Eigentumsverhältnisse und Organisationsformen 
der Versorgungsunternehmen in der Gemeinschaft 
sind zwar unterschiedlich, doch ist die Elektrizitätsver- 
sorgung eine öffentliche Dienstleistung, die auch die 
Gleichbehandlung der Verbraucher beinhaltet. Inner- 
halb der Gemeinschaft erfordert diese Aufgabenstel- 
lung eine Angleichung der Tarife, um damit gleicharti- 
ge Versorgungsbedingungen zu erreichen und Verzer- 
rungen im Preisgefüge zu vermeiden. Auf diese Weise 
soll ein angemessener Wettbewerb im Industriesektor 
gesichert und den Verbrauchern die Möglichkeit gege- 
ben werden, aufgrund ausreichender Informationen 
über die Versorgungsbedingungen die richtigen Ent- 
scheidungen zu treffen. 

9. Es muß jedoch darauf hingewiesen werden, daß je- 
de Veränderung der Tarifstrukturen wirtschaftliche, 
technische, rechtliche und administrative Probleme 
aufwirft. Preisanpassungen sind zwar relativ leicht 
durchzuführen, doch gilt dies nicht für eine Verände- 
rung der Tarifstrukturen: die Notwendigkeit einer Än- 
derung altbewährter Tarifstrukturen ist nicht sofort al- 
len Beteiligten verständlich. Die Verbraucher müssen 
daher über die Gründe für solche Veränderungen und 
ihre Auswirkungen unterrichtet werden. 

10. Das Ziel der Kommission ist, mit dieser Empfeh- 
lung lediglich Übereinstimmung über einige Grund- 
sätze der Tarifstruktur zu erzielen. 

Andere Maßnahmen auf dem Gebiet der Tarif- und 
Preispolitik müssen sorgfältig in Zusammenarbeit mit 
den Mitgliedstaaten untersucht und entwickelt wer- 
den. 


V. Untersuchungen im Tarifbereich 

11. Darüber hinaus wäre es zweckmäßig, die Unter- 
suchungen über die Nachfragestruktur bei den ver- 
schiedenen Verbrauchergruppen und ihre langfristige 
Entwicklung fortzusetzen und zu intensivieren. Dies 
setzt sehr komplexe und kostenaufwendige Erhebun- 
gen und Bewertungen voraus. Der Informationsaus- 
tausch über die Methodologie und die Ergebnisse so- 
wie die Zusammenarbeit zwischen den Gemein- 
schaftsländern auf diesem Gebiet sollte verstärkt wer- 
den. 

VI. Empfehlung 

12. Die Kommission ersucht den Rat, den im Anhang 
befindlichen Entwurf einer Empfehlung zu billigen. 
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